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1 Kl in der o6ffentlichen Verwaltung erproben und Beschaftigte bei der rechts-
sicheren Nutzung unterstiitzen

Antrag
der Fraktion der FDP
Drucksache 18/5422

Schriftliche Anhérung
des Rechtsausschusses:
Stellungnahme 18/1177
Stellungnahme 18/1145
Stellungnahme 18/1166
Stellungnahme 18/1155
Stellungnahme 18/1127

— abschlielende Beratung und Abstimmung

(Uberweisung an den Rechtsausschuss — federfiihrend — sowie
an den Ausschuss fiir Bauen, Wohnen und Digitalisierung am
25. August 2023)

Der Ausschuss werde sich in der nachsten Zeit immer wieder mit der Nutzung kunstlicher
Intelligenz in der offentlichen Verwaltung auseinandersetzen, so Angela Freimuth (FDP).
Es brauche geeignete und verbindliche Richtlinien, um rechtliche Risiken beim Einsatz
dieser Systeme zu reduzieren oder zu vermeiden, beispielsweise bei der Auftragsvergabe
an deutsche oder europaische Kl-Start-ups oder der Verarbeitung personenbezogener
Daten. Kunstliche Intelligenz konne dazu dienen, die 6ffentliche Verwaltung im Sinne
sowohl der Burgerinnen und Bulrger als auch der Beschaftigten leistungsfahiger und
digitaler zu machen, und musse deshalb erprobt werden. Diesbezlglich fielen auch
die schriftlichen Stellungnahmen positiv aus.

Bjorn Franken (CDU) legt dar, der Fokus des Antrags liege eher auf einer rechtlichen
Auseinandersetzung mit dem wichtigen Thema ,KI* als auf der Digitalisierung der 6ffent-
lichen Verwaltung. Er halte es nicht fir angezeigt, vor der Verabschiedung eines recht-
lichen Rahmens auf EU-Ebene landesseitig Regelungen aufzustellen. Dies thematisier-
ten auch einige Sachverstandige. Auch bezogen auf den Geltungsbereich der DSGVO
bestehe bei diesem Thema noch Klarungsbedarf.

Sebastian Watermeier (SPD) spricht sich fur einen Ausbau der Férderung fur die Er-
probung des Einsatzes von Kl in der 6ffentlichen Verwaltung sowie flr diesbezlgliche
Fortbildungsangebote und rechtliche Richtlinien aus.

Dem Antrag fehle allerdings eine intensive Einbindung der Mitarbeitervertretungen und
der Belegschaften des o6ffentlichen Diensts in dem anstehenden Transformationspro-
zess, also derjenigen, die sich mit dem neuen Arbeitsmittel — um nichts anderes handle
es sich bei KI-Anwendungen — auseinandersetzen mussten.
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Noch vor zehn Jahren hatte er sich nicht vorstellen kdnnen, dass Kl heute eine derart
wichtige Rolle im Alltag spielen wiirde. Er empfinde dies als Fluch und Segen zugleich.
Zweifellos mussten die politischen Entscheidungstrager dieser Entwicklung Rechnung
tragen und ihre Verantwortung wahrnehmen.

Einen wichtigen Aspekt beim Einsatz von Kl stelle der Datenschutz dar, jedoch blieben
dazu noch viele Fragen offen. In den &ffentlichen Verwaltungen gehe es um den Um-
gang mit personenbezogenen, teils sensiblen Daten der Burgerinnen und Burger, bei
manchen KI-Systemen sei allerdings nicht klar, wie genau diese die Daten verarbeite-
ten. Er schliee sich daher der Einschatzung seines Vorredners an, eher etwas auf die
Bremse zu treten und zu beachten, welche rechtlichen Rahmenbedingungen auf eu-
ropaischer Ebene gesetzt wurden, insbesondere in Bezug auf den Datenschutz. Da
die SPD den Antrag aber fir einen wichtigen Debattenbeitrag halte, werde sie sich
enthalten.

Julia Eisentraut (GRUNE) pflichtet bei, dass der Umgang mit Kl die éffentlichen De-
batten weiterhin pragen werde. Fur die 6ffentlichen Verwaltungen stehe im Fokus, wie
kunstliche Intelligenz bzw. Digitalisierung und Automatisierung insgesamt in Zeiten des
demografischen Wandels zu effizienterem Verwaltungshandeln beitragen konnten. Als
besonders wichtig erachte sie einen fachertbergreifenden Ansatz, da sowohl rechtli-
che als auch technische, ethische und soziale Fragestellungen zu beantworten seien.
Eine solche ganzheitliche Perspektive fehle dem Antrag.

Im Ende des vergangenen Jahres erschienenen Lagebild des Bundesamts flur Sicher-
heit in der Informationstechnik werde auf die groRen Gefahren des Einsatzes kinstli-
cher Intelligenz hingewiesen. So konnten beim automatischen Verschicken von E-Mails
sensible und personenbezogene Daten weitergegeben werden, oder es kdnnten fur das
Training von Systemen verwendete Daten bekannt werden. Im schlimmsten Fall konnte
so Unbeteiligten der Zugriff auf sensible Verwaltungsdaten erméglicht werden. Auch die
Umsetzung des Rechts auf Loschung von Daten nach der DSGVO stelle eine techni-
sche Herausforderung dar. Diesen Schwierigkeiten und Risiken gelte es zu begegnen.

Im Antrag werde zudem nicht konkret auf die Digitalisierung des Verwaltungshandelns
eingegangen. Beispielsweise gelte es, das Problem zu I6sen, dass die fur das Training
von Kl-Modellen bendtigten Daten haufig nicht im richtigen Format vorlagen.

FUr den Einsatz von KI musse zum einen Datensicherheit gewahrleistet sein, zum an-
deren musse er effizient erfolgen. Kl musse so eingesetzt werden, dass sie allen nutze,
und diesbeztiglich blieben noch einige Fragen offen.

Zwar hielten KI-Anwendungen in immer mehr Branchen und Bereichen Einzug, immer
wieder komme es jedoch zu Fehlern und mangelhaften Ergebnissen weit jenseits der
ihnen teilweise bereits zugeschriebenen Allmacht, so Andreas Keith (AfD). Dies scha-
dige das Vertrauen in derartige Anwendungen nachhaltig.

Gerade das Vertrauen in sie stelle jedoch fur den Einsatz in Behorden einen zentralen
Aspekt dar. Dies betonten auch Professor Schwartmann von der TH Kéln sowie der Dach-
verband Kommunaler IT-Dienstleister in ihren Stellungnahmen. KI-Systeme mussten in
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den Verwaltungen fehlerfrei und rechtssicher zum Einsatz kommen. Vor dem Test von
KI-Systemen musse zudem auf die Erfahrung und das Wissen der Verwaltungsmitar-
beiter zuruckgegriffen werden.

Diesbezlglich finde sich im Antrag jedoch nichts, ebenso wenig wie zu der Tatsache,
dass die Digitalisierung der Verwaltungsdienstleistungen die Kommunal- und Landes-
verwaltungen bereits jetzt an ihre Kapazitatsgrenzen bringe. Zusatzlich eine Testum-
gebung fur KI-Anwendungen aufzubauen und dafur geeignete Richtlinien herauszuar-
beiten, Ubersteige die technischen, finanziellen und personellen Kapazitaten derzeit.
Der Dachverband Kommunaler IT-Dienstleister lehne aus diesem Grund unkoordi-
nierte Experimente mit KI-Anwendungen ab.

Des Weiteren bleibe im Antrag der Al Act auf EU-Ebene, dessen Verabschiedung im
ersten Halbjahr 2024 zu erwarten stehe, unbericksichtigt. Weitere Gesetze und Richt-
linien durften dem Al Act weder widersprechen noch sie abschwachen oder verschar-
fen, weshalb eine verbindliche Richtlinie zum Umgang mit Kl in der Verwaltung erst
nach Kenntnis der finalen EU-Regelungen moglich sei.

In bestimmten Anwendungsbereichen konne Kl durchaus positiv eingesetzt werden.
So konnten Thumbnails schneller kreiert werden und somit teure Ausschreibungen fur
Grafiker entfallen. Auch lie3en sich wiederkehrende technische Tatigkeiten beschleu-
nigen, und es konnten umfangreiche Texte, die keine sensiblen Daten enthielten, auf
Knopfdruck zusammengefasst und lesefreundlich aufbereitet werden. Zudem kdnnten
Textgeneratoren die Korrespondenz der Mitarbeiter besser strukturieren und durch ge-
eignete Textbausteine beschleunigen. All dies spare Zeit und Personal.

Einen interessanten Ansatz dafur biete das in der Stellungnahme der Universitat Bre-
men vorgestellte Textassistenzsystem F13 aus Baden-Wurttemberg. Auch dieses er-
fordere jedoch eine kritische manuelle Uberprufung der Ergebnisse.

Um, wie im Antrag gefordert, bereits das ganz grof3e KI-Rad zu drehen, sei es insbe-
sondere aufgrund der noch laufenden Gesetzgebungsverfahren zu frah.

Der Antrag wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und AfD gegen die Stimme der
Fraktion der FDP und bei Enthaltung der Fraktion der SPD ab-
gelehnt.
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2  Was dem Elysée-Palast recht ist, ist dem Ruhrgebiet billig: fiir eine soziale
Warmewende in Ballungsgebieten mit Abwasser heizen!

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 18/6852

(Uberweisung an den Ausschuss fiir Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie — federfiihrend —, an den Ausschuss fiir Hei-
mat und Kommunales sowie an den Ausschuss fiir Bauen, Woh-
nen und Digitalisierung am 29. November 2023)

Jochen Ritter (CDU) spricht sich im Namen der CDU und der Grinen fur eine nach-
richtliche Beteiligung an der Sachverstandigenanhérung im federfihrenden Ausschuss
aus.

Sebastian Watermeier (SPD) erwidert, zwar erkenne er an, dass die gro3e Zahl der
Anhorungen eine Belastung darstellen konne, jedoch gehe es bei der Warmeversor-
gung fir Wohngebiete in Ballungsraumen um ein Thema im originaren Zustandigkeits-
bereich des Ausschusses. Auch in der Kleinen Regierungserklarung der Ministerin
habe die kommunale Warmeplanung und die Nutzung von Abwarme — in diesem Fall
von Datenzentren — eine wichtige Rolle gespielt.

Falls der Ausschuss sich flr eine nachrichtliche Beteiligung aussprache, bliebe fur alle
interessierten Ausschussmitglieder selbstverstandlich dennoch die Moglichkeit, der
Anhdérung beizuwohnen und sich zu informieren.

Der Ausschuss beschliel3t mit den Stimmen der Fraktionen
von CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, FDP und AfD gegen
die Stimmen der Fraktion der SPD, sich nachrichtlich an der
Sachverstandigenanhérung im federfihrenden Ausschuss fur
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 12. Marz
2024 zu beteiligen.
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3  Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes liber die Festsetzung des Steu-
ersatzes fiir die Grunderwerbsteuer

Gesetzentwurf
der Fraktion der FDP
Drucksache 18/7202

(Uberweisung an den Haushalts- und Finanzausschuss — feder-
flihrend — sowie an den Ausschuss fiir Bauen, Wohnen und Digi-
talisierung am 13. Dezember 2023)

Jochen Ritter (CDU) pladiert fur eine nachrichtliche Beteiligung an der Sachverstan-
digenanhorung im federfuhrenden Ausschuss.

Die Grunderwerbsteuer stelle einen wesentlichen Kostenfaktor bei Investitionen in den
Wohnungsbau bzw. in das Bauen insgesamt dar, so Angela Freimuth (FDP), weshalb
sie sich fur eine pflichtige Beteiligung an der Anhérung ausspreche.

Sebastian Watermeier (SPD) meint, er kdnne das Argument der Abgeordneten Frei-
muth nachvollziehen, er praferiere in diesem Fall aber eine nachrichtliche Beteiligung.

Der Ausschuss kommt Uberein, sich nachrichtlich an der Sach-
verstandigenanhdrung im federfihrenden Haushalts- und Fi-
nanzausschuss zu beteiligen.
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4  Folgen der SIGNA-Insolvenz in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von
der Fraktion der SPD [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/2091

Der Bericht zeuge von der Grolke der zu bewaltigenden Aufgabe, so Sebastian Water-
meier (SPD). Sie betreffe nicht nur den aktuellen Fall der SIGNA-Insolvenz, sondern
den Wandel der Innenstadte insgesamt. Dies gelte insbesondere fur die sehr diverse
Situation in Nordrhein-Westfalen, beispielsweise im Ruhrgebiet. In keinem anderen
Bundesland gebe es so viele grofde und kleine Stadte auf engem Raum, die zusam-
mengenommen wiederum regionale Oberzentren bildeten.

Das alte Modell der Innenstadt als Einzelhandelszentrum funktioniere nicht mehr, und
es brauche einen Transformationsprozess. Dieser misse gemeinsam mit den Akteuren
vor Ort gestaltet werden. Sie kdnnten ihn angesichts der Konkurrenzverhaltnisse zu
umliegenden Kommunen und der angespannten Finanzlage nordrhein-westfalischer
Kommunen, welche grole stadtebauliche Projekte erschwere, nicht allein leisten.

Die Landesregierung musse daher politische Antworten geben. Die bestehenden Forder-
programme seien nicht schlecht, sie reichten aber nicht aus, um den Herausforderungen
gerecht zu werden. Es gelte, sich noch starker mit der Begleitung und Gestaltung der
Transformation der Innenstadte zu befassen.

Hedwig Tarner (GRUNE) pflichtet bei, dass sich ein Umbruch vollziehe, der sich nicht
aufhalten lasse. Die Aufgabe sei nun, ihn so zu gestalten und zu lenken, dass die
Innenstadte spannend und attraktiv blieben.

Angela Freimuth (FDP) macht geltend, dass die Zukunft der Innenstadte den Landtag
neben dem Ausschuss fir Bauen, Wohnen und Digitalisierung auch im Ausschuss fur
Heimat und Kommunales sowie im Wirtschaftsausschuss beschaftige. Der Situation
rund um SIGNA und damit verbunden GALERIA Karstadt Kaufhof — die Kaufhauser
fungierten in vielen Innenstadten als Ankerhauser — komme dabei besondere Bedeu-
tung zu.

Diesbezlglich wolle sie wissen, ob das Land sich finanziell an Sanierungs-, Rettungs-
oder Planungsmal3nahmen flr Innenstadte an den betroffenen Standorten engagieren
werde. Daruber hinaus interessiere sie, ob es so etwas wie einen weiteren Innen-
stadtgipfel oder eine Taskforce des Wirtschaftsministeriums und des fur Bauen und
Kommunales zustandigen Ministeriums geben werde.

Sie bitte des Weiteren um eine Erganzung des Berichts mit Bezug darauf, wer bei
SIGNA bzw. dem Insolvenzverwalter Ansprechpartner sei. Dies gehe nicht im Detail
aus dem Bericht hervor.
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Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) antwortet, eine finanzielle Beteiligung des
Landes Nordrhein-Westfalen zur Rettung von GALERIA Karstadt Kaufhof — vergleich-
bar mit den Hilfen der Bundesregierung im Umfang von 680 Millionen Euro — habe es
nicht gegeben. Landesseitig verweise sie auf Férderprogramme zur Zukunft der In-
nenstadte, innerhalb derer beispielsweise Mittel fur die Erstellung von Machbarkeits-
studien fur GroBimmobilien, Moderationskonzepten etc. bereitgestellt wirden. Zuletzt
seien 6,6 Millionen Euro aus dem letzten Forderaufruf, innerhalb dessen 35 Millionen
Euro zur Verfigung gestanden hatten, flur Stadte und Gemeinden bewilligt worden, die
eine entsprechende Gro3immobilie in der Innenstadt hatten.

Im Rahmen der Landesinitiative ,Zukunft. Innenstadt. Nordrhein-Westfalen“ setze sich
das Land gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbanden, dem Handelsverband,
dem DEHOGA, der Industrie- und Handelskammer, der Architektenkammer und an-
deren mit den Entwicklungsperspektiven der Innenstadte auseinander. Die Initiative
existiere seit 2018 und stehe seitdem fir mehr Wohnraum und eine starkere Diversifi-
zierung in den Innenstadten, um den Wandel in der Handelswelt zu begleiten. Weiter-
hin gehére der Handel ebenso wie die Gastronomie zu den Innenstadten; ohne diese
beiden Faktoren kdnne keine Belebung der Rdume erreicht werden.

In Bezug auf das SIGNA-Insolvenzverfahren — der Insolvenzverwalter sei als Ansprech-
partner bekannt — sei bereits wahrend der zweiten Insolvenzphase eine Konferenz mit
dem damaligen CEO von GALERIA Karstadt Kaufhof durchgefiihrt worden, in welcher
die Erstellung eines Zukunftskonzepts angemahnt worden sei. Schon damals habe
man dieses als notwendig erachtet, selbst bei Fortflihrung einzelner Kaufhauser. Auch
die Belegschaften hatten es eingefordert.

SPIEGEL ONLINE berichte tagesaktuell Gber Interessenten fur GALERIA Karstadt Kauf-
hof. Bezogen auf kiinftige Betriebskonzepte gelte es aber, das Ergebnis des Insolvenz-
verfahrens abzuwarten, auch vor dem Hintergrund, dass ein Grof3teil der Immobilien
sich im Besitz lokaler oder regionaler Immobilieneigentimerinnen und -eigentimer und
nicht der SIGNA Holding befinde. Sie weise diesbezlglich auf ihre Antwort auf eine
Anfrage der Fraktion der SPD zu den Eigentumsverhaltnissen hin, auch wenn sich
einige Besitzverhaltnisse seitdem verandert haben kdonnten.

Seitens der Bundesregierung erreichten das Land aktuell keine guten Signale hinsicht-
lich des Haushalts. So sollten mdglicherweise drei Kf\W-Programme eingestellt wer-
den: das Programm 432 ,Energetische Stadtsanierung® sowie die Programme 201 und
202, welche der energetischen Stadtsanierung im Quartier dienten. Sie werbe dafur,
gute Kontakte nach Berlin zu nutzen, um im Sinne der Stadtentwicklung in Nordrhein-
Westfalen auf die Bundesregierung einzuwirken, da diese Programme insbesondere
kleinen und mittelgroRen Stadten eine zukunftsorientierte Stadterneuerung abseits der
Stadtebauférderung ermoglicht hatten. Dies komme auch den Innenstadten zugute.
So wurden daruber bislang beispielsweise kommunale Warmeplanungen inklusive des
Ausbaus der Fernwarmenetze gefdrdert. Trotz ihrer Funktionsweise auf Kreditbasis
hatten sich diese Programme aufgrund der begrenzten Mittel zur Stadtebauforderung
grolRer Beliebtheit erfreut, weshalb ihre Einstellung die Kommunen hart trafe.

Das Land habe seit Einrichtung des landeseigenen Forderprogramms im Jahr 2020
etwa 115 Millionen Euro fur kommunale Innenstadtkonzepte aus dem Landeshaushalt
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heraus zur Verfugung gestellt. Fur die Bewilligung dieser Mittel durch den Landtag sei
sie sehr dankbar. Dieses Geld komme in der Praxis an.

Eine Aufgabe konne das Land den Kommunen aber nicht abnehmen: Die Stadtrate
mussten sich mit einer mittel- bis langfristigen Innenstadtplanung befassen, beispiels-
weise bis 2030 oder 2035. Es musse erarbeitet werden, in welche Richtung sich die
einzelnen Innenstadte entwickeln sollten und wie dies seitens der Stadte begleitet wer-
den kdnne. So musse beispielsweise darauf reagiert werden, dass in den vergangenen
Jahrzehnten eine deutliche VergroRerung der Verkaufsflachen beobachtet werde. Dies
fuhre zu weniger Umsatz pro Quadratmeter und in der Folge weniger Gewinn und er-
fordere eine Konsolidierung.

Bezogen auf GALERIA Karstadt Kaufhof erwarte sie weitere Erkenntnisse innerhalb
des ersten Halbjahrs 2024, auch abhangig von der Entwicklung der Umsatze im Einzel-
handel insgesamt. Im vergangenen Jahr habe es relativ zum Onlinehandel eine positive
Entwicklung fir den stationaren Einzelhandel gegeben. Diese gute Entwicklung spiegle
auch der Handelsverband Nordrhein-Westfalen zurtck.
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5 Neue Pflichten beim Bau: Wann kommt die Verordnung zur Landesbauord-
nung? (Bericht beantragt von der Fraktion der FDP [s. Anlage 2])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/2161

Angela Freimuth (FDP) bittet anschliefiend an den Bericht um weitere Informationen
hinsichtlich der Veroéffentlichung der Rechtsverordnung zur Solaranlagenpflicht. Ange-
sichts des im Bericht beschriebenen Ablaufs stelle sich die Frage, inwiefern diese Ver-
ordnung zum Inkrafttreten der Landesbauordnung vorliegen kdnne, wann die Verbande
erstmals beteiligt worden seien, ob der Fachausschuss den Verordnungsentwurf zur
Kenntnis erhalte und wann die Baukostensenkungskommission sich damit befassen
konne.

Immer wieder werde deutlich, dass Detailfragen in der Verordnung geklart werden muss-
ten, damit Bauamter und Bauaufsichtsbehdrden Sachverhalte nicht ungleich beurteilten,
weil ihnen ein einheitlicher Rahmen fehle. Komme es zu individuellen Auslegungen
der Bauordnung, sei dies nicht nur fur Privatpersonen argerlich, sondern auch fir Un-
ternehmen, die an unterschiedlichen Orten in Nordrhein-Westfalen in neue Gebaude
investieren wollten.

Nach der vorherigen Anderung der Landesbauordnung habe es eineinhalb Jahre bis
zum Vorliegen der Rechtsverordnung gedauert. Sie hoffe, dass sich dies im Sinne der
durch die Photovoltaikpflicht sowie die Verbote von Schottergarten und Kunstrasen Be-
troffenen nicht wiederhole, sondern bald verbindliche Regelungen vorlagen.

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) erlautert, das Verbot, nicht Uberbaute Fla-
chen mit Schotter zu versehen, sei schon seit geraumer Zeit Teil der Landesbauord-
nung. Durch die Begrunung nicht Uberbauter Flachen konne jeder und jede Einzelne
einen Beitrag zu Klimaschutz und Artenvielfalt leisten. Zusatzlich dienten diese Flachen
als Versickerungsflachen. § 8 Abs. 1 solle die Bauaufsichtsbehdrden nicht zu einer Art
Schottergartenpolizei machen, sondern der beschriebene Umgang mit nicht tUberbau-
ten Flachen sollte eine Selbstverstandlichkeit darstellen.

Die Stadte und Gemeinden hatten in den vergangenen Jahren Uber Anreizprogramme
und kommunale Forderungen ebenso versucht, dies umzusetzen, wie durch Anspra-
che von Eigentumerinnen und Eigentimern, die sich nicht an das Verbot hielten. CDU
und FDP hatten in der 17. Legislaturperiode aufgrund einiger Fehlentwicklungen ge-
meinsam versucht, zu Nachscharfungen bei den diesbezuglichen Regelungen zu kom-
men, leider sei dies aber noch nicht gelungen. Sie appelliere an die FDP-Fraktion,
weiterhin den Sinn der Regelung anzuerkennen und sich im Rahmen der Mdglichkei-
ten dafir einzusetzen, dass auch die Eigentimerinnen und Eigentimer entsprechend
handelten.

Der Entwurf einer Rechtsverordnung zur Solaranlagenpflicht nach § 42a in Verbindung
mit § 48 Abs. 1a sei Mitte Dezember den Verbanden Ubersandt worden, die nun bis
zum 26. Januar Zeit zur Stellungnahme hatten. Es gehe um Solaranlagen auf Dachern
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sowie im Zusammenhang mit offenen Stellplatzflachen mit mehr als 35 Platzen, die
einem Nichtwohngebaude dienten. Mit dem Inkrafttreten der Landesbauordnung zum
1. Januar 2024 musse bei neuen Bauantragen auch die Solaranlagenpflicht fur Nicht-
wohngebaude ab einer bestimmten Grolie beachtet werden. Die Verbande — insbe-
sondere auch diejenigen, in deren Mitgliedschaft die Regelung zu Nichtwohngebduden
relevant werde — wissten also um die Inhalte der Rechtsverordnung, sodass aus Sicht
der Landesregierung keine Regelungsliicke bestehe.

Die ersten Rickmeldungen der Verbande trafen nach und nach ein und lasen sich
positiv. Die Verbandeanhorung werde dann ausgewertet, worauf ein Kabinettsbeschluss
folge.

Angela Freimuth (FDP) thematisiert die Moglichkeit, beispielsweise durch das Pflanzen
von Baumen einen Ausgleich zu schaffen. lhres Wissens sollten derartige Mdglichkeiten
auch in der Rechtsverordnung klargestellt werden. Fir potenzielle Investitionen und
konkrete Planungen kdnnten diese Faktoren sehr relevant sein. Gerade in der aktuellen
Zeit werde Klarheit bezlglich der Vorgaben bendtigt, und sie bitte darum, diese
schnellstmoglich herzustellen.

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) macht geltend, dass einem Anderungsantrag
der regierungstragenden Fraktionen folgend § 48 Abs. 1a hinsichtlich der Erflllungsoption
des Pflanzens geeigneter Laubbaume erganzt worden sei. Die notige Klarheit biete
somit schon der Gesetzestext.

Fabian Schrumpf (CDU) stellt heraus, dass grol3e versiegelte Flachen wie Parkplatze,
die nur wahrend der Geschaftszeiten sinnvoll genutzt wirden, nicht den Anforderungen
an einen sparsamen Umgang mit der zur Verfugung stehenden Flache genugten. Daraus
resultiere die Vorgabe, wie in sudlicheren Landern Photovoltaik zu nutzen, um Uber
diese Flachen einen Ertrag fur die Allgemeinheit zu erzielen.

Dies funktioniere nicht in allen Fallen problemlos, beispielsweise wenn die Lage eine
sinnvolle Nutzung von Photovoltaik nicht zulasse. Deshalb hatten die unteren Bauauf-
sichtsbehorden die Moglichkeit, von den Vorgaben abzuweichen. Anstatt um jeden
Preis in Photovoltaik und einen in der Herstellung energieintensiven Unterbau aus
Stahltragern zu investieren, kdnnten Laubbaume gepflanzt werden, um auf diese
Weise dem Eindruck einer Betonwlste entgegenzuwirken.

Um diesen Ermessensspielraum gemeinsam mit den Bauherren bestmadglich zu nutzen,
brauchten die unteren Bauaufsichtsbehorden nicht zwingend eine Rechtsverordnung,
sondern kdnnten im Rahmen ihrer Kompetenzen tatig werden. Sie bringe zwar, sobald
sie vorliege, noch mehr Klarheit, im Vordergrund stehe seiner Auffassung nach aber,
dass nun eine LOosung existiere, Uber welche unterschiedliche Interessen besser zum
Ausgleich gebracht werden konnten.

Angela Freimuth (FDP) erwidert, sie spreche sich gar nicht gegen den Inhalt des an-
gesprochenen Anderungsantrags der regierungstragenden Fraktionen aus, sondern
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weise darauf hin, dass die unteren Bauaufsichtsbehorden weiterhin mit unbestimmten
Rechtsbegriffen wie der wirtschaftlichen Vertretbarkeit, der unbilligen Harte oder der
technischen Moglichkeit bzw. Unmaoglichkeit umgehen mussten und gegebenenfalls
zu unterschiedlichen Auffassungen kamen. So mussten sich Unternehmen mdglicher-
weise an verschiedenen Standorten mit sehr unterschiedlichen Auflagen und Voraus-
setzungen auseinandersetzen. In der Folge mussten die Falle gegebenenfalls von Ge-
richten entschieden werden. Sie bekraftige daher ihre Bitte, die Rechtsverordnung im
Sinne einer tatsachlichen Vergleichbarkeit zu formulieren und es den Unternehmen,
die investieren wollten, leichter zu machen.

Die inhaltliche Unterlegung eines Gesetzestextes stelle den Zweck einer jeden Rechts-
verordnung dar, so Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD). Sie werde daher sowohl
Ausflhrungen zur technischen Unmaéglichkeit als auch zur wirtschaftlichen Unmaoglich-
keit und zur Nichtvertretbarkeit im Einzelfall enthalten. Die Rechtsverordnung werde
zum Zwecke einer einheitlichen Rechtsanwendung und vor dem Hintergrund des Ziels,
das erste klimaneutrale Industrieland Deutschlands zu werden, formuliert und auch
unternehmensfreundlich ausgestaltet sein.
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6 Verschiedenes

hier: Obleuterunde

Vorsitzende Ellen Stock informiert, die nachste Obleuterunde werde voraussichtlich
am Donnerstag, 25. Januar 2024, vormittags am Rande des Plenums stattfinden. Da-
rin solle es unter anderem um die Ausschussreise und die nachste Arbeitssitzung des
Ausschusses, ursprunglich geplant fur den 14. Marz 2024, gehen. Sie weise aullerdem
auf Durchfuihrung einer Sachverstandigenanhérung am 22. Februar 2024 hin.

Arndt Klocke (GRUNE) bittet um eine Terminierung der Obleuterunde nach 11:30 Uhr.
Vorher musste er sich vertreten lasse. Er kenne es aus anderen Ausschussen und seiner
Zeit als Ausschussvorsitzender so, dass Terminvorschlage zuvor mit den Obleuten ab-
gestimmt wurden, aber die Vorsitzende habe naturlich auch das Recht, einen Termin
festzulegen.

Eine genaue Uhrzeit stehe noch nicht fest, antwortet Vorsitzende Ellen Stock, aller-
dings komme der Plenarmittwoch terminlich schon nicht infrage. Der genaue Termin-
vorschlag werde den Obleuten selbstverstandlich noch zugehen.

gez. Ellen Stock
Vorsitzende

2 Anlagen
25.01.2024/26.01.2024
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Frau Ellen Stock MdL
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40221 Disseldorf

www.spd-fraktion-nrw.de

11. Dezember 2023

Beantragung eines schriftlichen und mindlichen Berichts der Landesregierung zur
Sitzung des Ausschusses fir Bauen, Wohnen und Digitalisierung am 18. Januar 2024

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

fir die Sitzung des Ausschusses fiir Bauen, Wohnen und Digitalisierung am 18. Januar
2024 bitte ich flir meine Fraktion um folgenden schriftlichen und mindlichen Bericht:

Folgen der SIGNA-Insolvenz in Nordrhein-Westfalen.

Begriindung:

Die Insolvenz der Signa-Holding hat an den 16 verbliebenen Standorten von Kaufhau-
sern der Galeria/Karstadt-Gruppe erneut fiir groRe Unruhe gesorgt. Auch in den von
der letzten SchlieBungswelle der Galeria/Kaufhof betroffenen Kommunen herrscht
nun groRe Unsicherheit, wie mit den meist in Premiumlagen liegenden Gebduden
und Grundstiicken verfahren wird und welche Konsequenzen fiir eventuell bereits
bestehende Verhandlungen Gber Nach- und Umnutzungen oder stddtebauliche Er-
satzentwicklungen drohen.

Dariiber hinaus ist die Signa-Gruppe auch in Dortmund, Disseldorf und Koln an ins-
gesamt 6 Projekten beteiligt, auf deren Verwirklichung die Kommunen dringend an-
gewiesen sind.

#SozialerFortschritt
Fiir die Vielen,
nicht die Wenigen.
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Damit trifft die Insolvenz der Signa-Gruppe Nordrhein-Westfalen in besonderem
MalRe. Erneut stehen viele Kommunen vor groffen Herausforderungen fir lhre Innen-
stadte. Deshalb hat der Deutsche Stadtetag bereits zu Recht gefordert, dass die be-
troffenen Stadte aktiv in die Gesprache zwischen Glaubigern und Eigentiimern, An-
teilseignern und Insolvenzverwaltern einbezogen werden.

Auch die Landesregierung steht hier in einer besonderen Verantwortung.

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen Bericht im nachsten
Ausschuss fiir Bauen, Wohnen und Digitalisierung, der folgende Fragen beinhaltet:

1. Welche konkreten Kenntnisse hat die Landesregierung Gber die Folgen der Insol-

venz der Signa-Holding auf die noch verbliebenen 16 Standorte von Galeria-Kauf-
hof in Nordrhein-Westfalen?

2. Welche konkreten Kenntnisse hat die Landesregierung tber die Folgen der Insol-
venz der Signa-Holding auf die bereits geschlossenen Standorte der Galeria-Kauf-
hof Gruppe in Nordrhein-Westfalen?

3. Welche konkreten Kenntnisse hat die Landesregierung tber die Folgen der Insol-
venz der Signa-Holding fir die zum Teil bereits in Bau befindlichen Immobilien-
Projekte der Signa-Holding Gruppe (z.B. Umbau Carsch-Haus in Dusseldorf, Kauf-
hof Westenhellweg in Dortmund?)

4. Welche MaBnahmen hat die Landesregierung bisher ergriffen, um die betroffe-
nen Kommunen beim Umgang mit den Folgen der Insolvenz zu unterstiitzen?

C Fiilaws Adia |l canAdacrvamiaviime bantinaiaslialha M acmeRal s vaid dae CIORMMA M eiimema el

#SozialerFortschritt
Fiir die Vielen,
nicht die Wenigen.

Seite 2
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Flatz des Landtags 1 Abgeordnete aus Studwesttalen
40221 Dusseldorf

Per Email

Dusseldorf, 3. Januar 2024

Beantragung eines schriftlichen Berichts der Landesregierung zur
Sitzung des Ausschusses fiir Bauen, Wohnen und Digitalisierung
am 18. Januar 2024

)
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, LQ( é@ﬁ ¢ ggﬂ/ﬂ /

ich wiinsche Ihnen und dem Ausschusssekretariat ein gutes, gesundes
und gliickliches neues Jahr 2024.

Fir die Sitzung des Ausschusses fur Bauen, Wohnen und Digitalisierung
am 18. Januar 2024 bitte ich flir die FDP-Landtagsfraktion um Vorlage
eines schriftlichen Berichts der Landesregierung zum Thema:

Neue Pflichten beim Bau: Wann kommt die Verordnung zur Lan-
desbauordnung?

Wer eine Immobilie besitzt, muss — gemafl der mit Mehrheit von CDU
und Biindnis90/Griine geanderten Bauordnung - kinftig neue Pflichten
erfullen.

Viele Details sind ungeklart und mit Verweis auf eine zu erlassende kon-
kretisierende Verordnung nicht beantwortet. Das verunsichert Eigentu-
mer und Investitionswillige, aber auch Handwerker und Planer, Uber die
ohnehin schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen hinaus.
Auch die Aufsichtsbehérden mahnen die Notwendigkeit einer Prazisie-
rung an.

Landtag Nordrhein-Westfalen
Platz des Landtags 1
40221 Disseldorf

T: +49 211 884 2875
F: +49 211 884 3604

freimuth.buero@landtag.nrw.de
www . angela-freimuth.de
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Besondere Nachfragen ergeben sich aus der Neuerung zur Solaranlagen-Pflicht. Nach und
nach werden Hauseigentimerinnen und -eigentimer danach verpflichtet, auf ihren Dachern
Solaranlagen zu installieren. Auch die Vorgabe, bei der Planung von Parkplatzen Solaran-
lage vorzusehen, hat die Koalitionsmehrheit massiv ausgeweitet und Betriebe, die groltere
Parkplatze neu planen, missen Carports mit Solaranlagen uber den Stellflachen errichten.
Ebenfalls wurden neue Vorgaben erlassen, wie die Birgerinnen und Burger ihre Vorgarten
gestalten dirfen. Die Kommunen sollen danach mehr Moglichkeiten bekommen, um gegen
Stein- und Schottergarten vorzugehen. Auch der Einsatz von Kunstrasen soll nach der
neuen Bauordnung unterbunden werden.

Und Handwerker sollen kiinftig bestimmte Bauvorhaben planen und beantragen diirfen. Die
detaillierten Voraussetzungen dieser ,kleinen Bauvorlageberechtigung” sind bisher aber
unklar.

Im Gesetzgebungsverfahren wurde seitens der Verbande und Sachversténdigen auf mog-
liche Probleme und ,erhebliche Praxisunsicherheiten” (ua. Handelsverband Stellungnahme
18/6410 S. 2), insbesondere wurden die zahlreichen unbestimmten Begriffe im Gesetz kri-
tisiert ( z.B. ,moglichst®, ,technisch unmdglich®, ,wirtschaftlich nicht vertretbar, ,unange-
messener Aufwand" oder ,unbillige Harte*)} und eine Konkretisierung im Gesetz oder zu-
mindest zeitnah in einer Verordnung eingefordert.

Die FDP-Fraktion mochte fir die Baubeteiligten Planungssicherheit und Rechtsklarheit.
Deshalb haben wir bereits nachgefragt, wann mit der Verordnung zu rechnen ist.

Fur die Solaranlagen-Pflicht nach §§ 42a und 48 BauO NRW kundigte die Landesregierung
an, die Verordnung werde am 2. Januar 2024 in Kraft treten.

Ob diese Frist fir die ubrigen Baunormen ebenfalls gilt, blieb offen. Ferner teilte die Lan-
desregierung mit, die Verordnung werde zusammen mit der Baukosten-Senkungskommis-
sion erarbeitet. (Vorlage 18/1853) Am 9. November 2023 teilte der Staatssekretar Sieveke
im Bauausschuss mit, die Verordnung werde ,zeitnah" verdffentlicht. (APr 18/406, Seite 19)

Bislang scheint die VVerordnung(en) nicht erlassen worden zu sein. Im Gesetz- und Verord-
nungsblatt findet sie sich jedenfalls Stand heute 15.30 Uhr noch nicht. Insofern scheint die
Landesregierung ihre eigene Frist verfehlt zu haben und viele Beteiligte suchen Klarheit auf
die offenen Fragen vergebens. Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um
Stellungnahme, insbesondere zu folgenden Fragen:
« Warum hat die Landesregierung innerhalb ihrer eigengesetzten Frist noch keine
Verordnung erlassen?
« Wann wird die Landesregierung die Eckpunkte, wann den Entwurf und wann die
eigentliche Verordnung vorlegen?




	1	KI in der öffentlichen Verwaltung erproben und Beschäftigte bei der rechtssicheren Nutzung unterstützen
	2	Was dem Élysée-Palast recht ist, ist dem Ruhrgebiet billig: für eine soziale Wärmewende in Ballungsgebieten mit Abwasser heizen!
	3	Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des Steuersatzes für die Grunderwerbsteuer
	4	Folgen der SIGNA-Insolvenz in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 1])
	5	Neue Pflichten beim Bau: Wann kommt die Verordnung zur Landesbauordnung? (Bericht beantragt von der Fraktion der FDP [s. Anlage 2])
	6	Verschiedenes

